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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) zur Schaffung eines Finanzmechanismus 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Hat die Wirtschaft eines Mitgliedstaates einen 
nicht angemessenen Anteil an der Finanzierung des 
Gemeinschaftshaushalts zu tragen, während sie sich 
in einer besonderen Lage befindet, so ist dies ge- 
eignet, eine mit dem reibungslosen Funktionieren 
der Gemeinschaft unvereinbare Situation zu schaf- 
fen. 

Entsprechend den von den Regierungschefs am 
10. Dezember 1974 in Paris angegebenen und am 
10. und 11. März 1975 in Dublin präzisierten Leit- 
linien ist das Entstehen einer solchen Situation wäh- 
rend des Prozesses, der zur Konvergenz der Wirt- 
schaften der Mitgliedstaaten führen soll, zu vermei- 
den, indem zugunsten des betreffenden Mitglied- 
staats eine Zuwendung zu Lasten des Gemein- 
schaftshaushalts vorgesehen wird. 

Im Vertrag sind keine besonderen Befugnisse zur 
Schaffung eines solchen Mechanismus vorgesehen; 
folglich ist hierbei auf die Bestimmungen von Arti- 
kel 235 zurückzugreifen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Unter den nachstehend genannten Bedingungen 
wird ein Finanzmechanismus geschaffen, der die Ge- 
währung einer Zuwendung zu Lasten des Gemein- 
schaftshaushalts zugunsten von Mitgliedstaaten vor- 
sieht, die sich in einer besonderen Wirtschaftslage 
befinden und deren Wirtschaft einen nicht ange- 
messenen Anteil an der Finanzierung des Gemein- 
schaftshaushalts zu tragen hat. 


Artikel 2 

Auf zu begründenden Antrag eines Mitgliedstaates, 
der spätestens bis zum 30. Juni zu stellen ist, beur- 
teilt die Kommission, ob eine solche Situation tat- 
sächlich vorliegt, indem sie feststellt, ob die nach- 
stehenden, vorläufigen Daten gleichzeitig gegeben 
sind: 

a) Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf beträgt 
in dem betreffenden Mitgliedstaat weniger als 
85 v. H. des durchschnittlichen BIP pro Kopf 
innerhalb der Gemeinschaft; 

b) die reale Wachstumsrate des BIP pro Kopf be- 
trägt weniger als 120 v. H. der Durchschnittsrate 
innerhalb der Gemeinschaft; 

! c) die Zahlungen des Mitgliedstaates an die Ge- 
meinschaft für das laufende Haushaltsjahr in An- 
; Wendung des Beschlusses vom 21. April 1970 
über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mit- 
gliedstaaten durch eigene Mittel der Gemein- 
I schäften J ) übersteigen den Betrag, den der Mit- 
gliedstaat bei Finanzierung des Gemeinschafts- 
! haushalts durch die Mitgliedstaaten nach Maß- 
gabe des Anteils ihres BIP an der Summe der 
Bruttoinlandsprodukte der Mitgliedstaaten im 
Laufe des gleichen Haushaltsjahres hätte auf- 
bringen müssen, um mehr als 10 v. H. 

Die unter a und b genannten Daten werden als glei- 
tender Durchschnitt auf der Grundlage der Ergeb- 
nisse der drei vorangegangenen Jahre berechnet. 

Bei den in diesem Artikel vorgesehenen Berechnun- 
gen werden die jeweiligen Devisenmarktkurse zu- 
grunde gelegt. 

Artikel 3 

Hat die Kommission festgestellt, daß eine solche 
Situation tatsächlich vorliegt, so setzt sie gegebenen- 
falls unter einer geeigneten Rubrik des Haushalts- 
plans des auf das Jahr der Antragstellung folgen- 
den Haushaltsjahres Mittel in Höhe des vorläufigen 
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Betrags der Zuwendung ein, der wie folgt berechnet 
wird: 

a) Der gemäß Artikel 2 Buchstabe c festgestellte 
Mehrbetrag wird in gleiche Teilbeträge von je- 
weils 5 v. H. des am Ende von Artikel 2 Buch- 
stabe c genannten Betrages aufgeteilt; 

b) für jeden Teilbetrag wird die Höhe der Zuwen- 
dung wie folgt festgesetzt: 


Teilbeträge 

Betrag 

der 



Zuwendung 

— von 

0 °/o bis 5 % 

keine 

— von 

5,0001 % bis 10%> 

50 % 

— von 

10,0001 o/o bis 15% 

60 °/o 

— von 

15,0001 % bis 20 °/o 

70% 

— von 

20,0001 % bis 25% 

80 % 

— von 

25,0001 % bis 30% 

90 % 

— über 

30 % 

100 o/o 


c) In keinem Fall darf die Zuwendung den niedrig- 
sten der beiden nachstehenden Beträge über- 
steigen: 

1. Betrag der Nettoüberweisungen des betref- 
fenden Mitgliedstaates im Laufe des Haus- 
haltsjahres gemäß Artikel 38 der Haushalts- 
ordnung vom 25. April 1973 2 ), wobei auf- 
grund dieser Verordnung geleistete Zahlun- 
gen zugunsten dieses Mitgliedstaates außer 
Betracht bleiben; 

2. Betrag der von diesem Mitgliedstaat an Mehr- 
wertsteuer oder in Anwendung von Artikel 4 
Absätze 2 und 3 des Beschlusses vom 21. 
April 1970 für das laufende Haushaltsjahr an 
den Gemeinschaftshaushalt geleisteten Zah- 
lungen. 

A r ti k e 1 4 

Ergibt die Bilanz der laufenden Posten des betref- 
fenden Mitgliedstaates an Hand eines über die letz- 
ten drei Jahre vor dem laufenden Haushaltsjahr 
festgestellten Durchschnitts und unter Zugrunde- 
legung der jeweiligen Devisenmarktkurse einen po- 
sitiven Saldo zugunsten dieses Staates, so werden 
die Daten, die bei der Berechnung des Mehrbetrages 
nach Artikel 2 Buchstabe c) zur Anwendung von 
Artikel 3 für das laufende Haushaltsjahr zu berück- 
sichtigen sind, ersetzt durch: 

— die von dem Mitgliedstaat an Mehrwertsteuer 
oder in Anwendung von Artikel 4 Absätze 2 und 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 
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3 des Beschlusses vom 21. April 1970 an die Ge- 
meinschaft abgeführten Beträge, 

— den Betrag, den dieser Staat nach Maßgabe des 
Anteils seines BIP an der Summe der Brutto- 
inlandsprodukte der Mitgliedstaaten zur Finan- 
zierung des nicht durch eigene Mittel im Sinne 
von Artikel 2 des Beschlusses vom 21. April 1970 
gedeckten Teils des Haushalts hätte aufbringen 
müssen. 

Artikel 5 

Die zu jeweiligen Devisenmarktkursen berechneten 
Zuwendungen werden in die geltende Haushalts- 
rechnungseinheit umgerechnet. 

Artikel 6 

Der Gesamtbetrag der Zuwendungen, die für ein be- 
. stimmtes Haushaltsjahr zur Verfügung gestellt wer- 
den können, ist auf 3 v. H. der Gesamtausgaben be- 
grenzt, die aufgrund von Artikel 17 der Verordnung 
i Nr. 2/71 vom 2. Januar 1971 zur Durchführung des 
Beschlusses vom 21. April 1970 3 ) zu Lasten dieses 
Haushaltsjahres gehen; dieser Flöchstbetrag darf je- 
doch 250 Mio. Rechnungseinheiten nicht unterschrei- 
ten. 

Sollte der nach den in dieser Verordnung festgeleg- 
ten Bedingungen berechnete Gesamtbetrag der Zu- 
wendungen die vorstehend festgelegte Höchstgrenze 
I überschreiten, so werden die Zuwendungen propor- 
tional gekürzt. 

I A r t i k e 1 7 

Auf Antrag des beteiligten Mitgliedstaates wird zu 
I Beginn des auf das Jahr der Antragstellung folgen- 
den Jahres eine Vorauszahlung in Höhe von 75 v. H. 
des vorläufigen Zuwendungsbetrages geleistet. 

Nach Erstellung der Haushaltsrechnung und sobald 
der Kommission die in dieser Verordnung vorge- 
| sehenen endgültigen Zahlen vorliegen, nimmt sie 
dementsprechend die Endabrechnung der Zuwen- 
dungen und die notwendigen Anpassungen vor. 
l 

i 

Artikel 8 

! Hat ein Mitgliedstaat in drei aufeinanderfolgenden 
Jahren eine Zuwendung gemäß dieser Verordnung 
I erhalten, so nimmt die Kommission eine Sonderprü- 
i fung der Lage dieses Staates vor und ergreift alle 
geeigneten Initiativen, mit denen die Gemeinschafts- 

1 ») Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 3 
vom 5. Januar 1971, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 15. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Fi 44/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 


2 
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Solidarität ausgedrückt werden kann, wobei die Be- 
urteilung der Konvergenz der Wirtschaftssituationen 
und -politiken maßgeblich ist. 

Artikel 9 

Das BIP im Sinne dieser Verordnung wird entspre- 
chend dem Europäischen System volkswirtschaftli- 
cher Gesamtrechnungen definiert. 

Die Bilanz der laufenden Posten im Sinne von Arti- 
kel 4 umfaßt den Warenhandel, die Dienstleistungen 
und die unentgeltlichen Leistungen in der Definition 
des Statistischen Amtes der Europäischen Gemein- 
schaften. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 
Sie gilt für eine Probezeit von sieben Jahren. Spä- 
testens bei Ablauf des sechsten Jahres berichtet die 
Kommission dem Rat über die Durchführung des 
Finanzmechanismus und unterbreitet ihm gegebe- 
nenfalls zweckdienliche Vorschläge. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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